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1
Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit 

Seit Beginn der 90er Jahre ist es in Däne-
mark, insbesondere im Vergleich zu ande-
ren EU-Ländern, zu einem deutlichen
Rückgang der Arbeitslosenquoten gekom-
men. Nach einem Höchststand der regis-
trierten Arbeitslosigkeit mit 10,2% in 1993,
ist die Quote auf ca. 4 % in 2002 gesunken.

der Zahlungsbilanz und hohe Lohnsteige-
rungsraten erreicht, gleichzeitig ergaben
sich Überschüsse der öffentlichen Finan-
zen (Nannestad/Green-Pedersen 2000).

Durch eine Aufschlüsselung der Teil-
nehmerInnenzahlen an einzelnen arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen werden die-
se positiven Rahmendaten relativiert, an
der positiven Grundtendenz der Entwick-
lung ändert sich jedoch nichts. Die häufiger
kritisierte, zunächst passive Ausrichtung
der dänischen Arbeitsmarktpolitik seit
1993 (Westergaard-Nielsen 2001), bei wel-
cher der Rückzug vom Arbeitsmarkt durch
verschiedene Urlaubsverordnungen (leave
schemes) oder Frühverrentung im Vorder-
grund stand, wird in Tabelle 1 deutlich. So
ist in der Periode von 1993 bis 2001 die An-
zahl der FrührentnerInnen von 115.000 auf
179.000 Personen deutlich gestiegen. Die
TeilnehmerInnenzahl an verschiedenen
Urlaubsverordnungen erreichte 1995 mit
82.000 Personen einen zwischenzeitlichen
Höhepunkt, ist dann jedoch bis 2001 auf
24.000 Personen gefallen. Eine weitere Kri-
tik an der Arbeitsmarktpolitik in Däne-
mark bezieht sich auf die fortwährend ho-
he Arbeitslosigkeit unter älteren Personen
und insbesondere der Gruppe von Ein-
wanderern und Flüchtlingen (Pedersen/
Smith 2002; Braun/Dam 2000; Abraham-
son/van Oorschot 2002; CASA 2001;
Albrekt Larsen 2002).
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In der Diskussion über die Kombination von Flexibilität und sozialer Sicherheit wird Dänemark immer wieder als „good practice“
Beispiel genannt. Ein im internationalen Vergleich liberaler Arbeitsmarkt in Kombination mit der so genannten „Aktivlinie“ in der
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik ergibt zusammen mit einem auf Solidarität basierten universellen Wohlfahrtssystem das in der 
Fachliteratur erwähnte „Golden Triangle“ der dänischen Arbeitsmarktpolitik. In dem vorliegenden Artikel werden zunächst die
Entwicklung der Arbeitslosigkeit und die Flexibilität des dänischen Arbeitsmarktes in einem internationalen Vergleich dargestellt.
Anschließend als Schwerpunktbereich des sozialen Sicherungssystems die Arbeitsmarktpolitik analysiert.

In derselben Periode verharrte die regis-
trierte Arbeitslosenquote in Deutschland
auf einem relativ hohen Niveau zwischen 
8 % und 10 % (OECD Employment Out-
look 2002; Eichhorst 2001) (Abbildung 1).

Gleichzeitig zählt die Beschäftigungs-
quote in Dänemark mit ca. 80 % der er-
werbsfähigen Bevölkerung zu einer der
höchsten in Europa, wobei sich insbeson-
dere die hohe Beschäftigungsquote der
Frauen abhebt. (OECD Employment Out-
look 2002). Diese positive Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt wurde ohne Defizite in
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Insgesamt gesehen ist jedoch von 1993
bis 2001 die Anzahl der vom Arbeitsmarkt
zurückgezogenen Personen von 568.000
auf 427.000 gefallen. Insbesondere die Ent-
wicklungen der Langzeit- und Jugend-
arbeitslosigkeit weisen in dieser Periode ei-
ne deutlich positive Tendenz auf. Die
Langzeitarbeitslosigkeit ist in der betrach-
teten Periode von 145.000 auf 33.000 Per-
sonen, ebenso wie die Anzahl der Jugend-
arbeitslosen von 56.000 auf 12.000 Perso-
nen, beträchtlich gesunken. Auch bei Ein-
beziehung der versteckten Arbeitslosigkeit
lässt sich damit generell eine deutliche Ver-
besserung der Arbeitsmarktsituation in
Dänemark seit Mitte der 90er Jahre fest-
stellen.

2
Flexibilität

Der dänische Arbeitsmarkt gilt als einer der
flexibelsten unter den OECD-Ländern. Das
Flexibilitätsniveau von Arbeitsmärkten
lässt sich unter anderem durch die Indika-
toren Kündigungsschutzregelungen und
Jobmobilität messen, die auf Daten der
OECD beruhen.

Die Kündigungsschutzregeln für Be-
schäftigte in Dänemark sind im internatio-
nalen Vergleich sehr schwach ausgebaut
(Abbildung 2). So war es bis 1989 für däni-
sche ArbeitgeberInnen möglich, Beschäf-
tigte ohne jegliche Kompensationszahlung
zu entlassen. 1989 wurde dann die gesetz-
liche Regelung eingeführt, der zufolge Ar-
beitgeberInnen den ersten Tag der Arbeits-
losigkeit für jeden entlassenen, versicherten
Arbeitslosen zu finanzieren haben. Diese
Regelung wurde 1993 auf die ersten beiden
Tage der Arbeitslosigkeit ausgeweitet. Die-
ser im internationalen Vergleich geringe
Kündigungsschutz wurde mit der Notwen-
digkeit einer flexiblen Anpassung in einer
offenen Marktwirtschaft mit einer Vielzahl
kleinerer und mittlerer Unternehmen be-
gründet. Voraussetzungen für die gewerk-
schaftliche Akzeptanz dieses geringen Kün-
digungsschutzes sind die relativ hohen öf-
fentlichen Lohnersatzleistungen vom er-
sten Tag der Arbeitslosigkeit an (Haahr/
Ørsted/Jensen 1996, S. 96). Einem deregu-
lierten Element der Arbeitsmarktpolitik
steht somit eine ausgleichende soziale Flan-
kierung gegenüber.

Die individuellen Kündigungsregeln in
Dänemark schreiben vor, dass bei einer

nicht-betriebsbedingten Kündigung die ge-
kündigte Person eine schriftliche Begrün-
dung des Arbeitgebers einfordern kann (sie-
he hierzu die genaue Ausgestaltung der Kün-
digungsregelungen nach dem Angestellten-
gesetz „funktionærlov“: www.hk.dk). Diese
Regelung gilt für ArbeitnehmerInnen, die
länger als 9 Monate beschäftigt waren. Ge-
nerell sind die Kündigungsfristen nach der

Dauer der Betriebszugehörigkeit gestaffelt.
Bei weniger als sechsmonatiger Betriebszu-
gehörigkeit gilt eine einmonatige Kündi-
gungsfrist, bei einer mehr als neunjährigen
Betriebszugehörigkeit gilt eine Kündigungs-
frist von 6 Monaten (Haahr/Ørsted/Jensen
1996, S. 98; Anker 1990).

Als weiterer Indikator für die Flexibi-
lität des Arbeitsmarktes wird die durch-

Tabelle 1: Personen ohne Beschäftigung in Dänemark
(in 1.000, 1993–2001)

1993 1995 1997 2001
Aktive Arbeitsmarktpolitik 104 72 77 79
Urlaubsverordnungen – 82 47 24
(Erziehungs-, Bildungs-
und Sabbaturlaub)
Arbeitslos 349 288 220 145
– Langzeitarbeitslos 145 113 77 33
– Jugendarbeitslos 56 39 23 12
Frührente 115 138 170 179
Insgesamt vom Arbeitsmarkt 568 580 514 427
zurückgezogen

Quelle: Danmark Statistik, Ti – årsoversigt (2002)
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schnittliche Dauer der Beschäftigungsver-
hältnisse herangezogen (Abbildung 3).

Die durchschnittliche Dauer der Ar-
beitsverhältnisse zeigt für Dänemark ver-
gleichsweise niedrige Werte. Während ein
dänischer Arbeitsplatz nach durchschnitt-
lich 7,9 Jahren neu besetzt wird, beträgt die-
se Zeitspanne in Deutschland 9,7 Jahre, in
Italien ca. 12 Jahre. Der dänische Arbeits-
markt zeichnet sich damit im internationa-
len Vergleich durch einen geringen Kündi-
gungsschutz und relativ häufige Arbeits-
platzwechsel der ArbeitnehmerInnen aus.

3
Soziale Sicherheit

Trotz dieser Flexibilität des dänischen Ar-
beitsmarktes herrscht unter den Beschäf-
tigten keine übermäßige Sorge vor dem
Verlust ihres Arbeitsplatzes. Die folgenden
OECD-Daten zeigen, dass dänische Arbeit-
nehmerInnen eine im internationalen Ver-
gleich relativ geringe Angst vor Arbeits-
platzverlust haben. Trotz der im Vergleich
zu Deutschland liberaleren Kündigungsre-
gelungen ist die Unsicherheit vor Jobver-
lust in Dänemark weniger stark verbreitet.
Annähernd 60 % der dänischen Arbeitneh-
merInnen fühlen sich in ihrem Job sicher.
In Deutschland sind dies vergleichsweise
weniger als 50 % der Beschäftigten, in
Frankreich ist die Unsicherheit vor Jobver-
lust mit annähernd 60 % der Beschäftigten
am größten (Abbildung 4).

In welchem Umfang das System der so-
zialen Sicherheit zu der positiven Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit und der überwie-
genden Arbeitsplatzsicherheit beiträgt,
lässt sich nicht genau quantifizieren. Es
scheint jedoch einen Zusammenhang die-
ser Entwicklung mit dem Niveau der sozia-
len Sicherungsleistungen und dem Ange-
bot an arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men zu geben. Dies ist auch das Ergebnis
einer Studie des dänischen Arbeitsministe-
riums, die die Effekte verschiedener ar-
beitsmarktpolitischer Maßnahmen eva-
luiert (Ministry of Labour 2000).1

1 Siehe auch zu einer mehr qualitativ orientierten
Evaluierung des Aktivierungseinsatzes für versi-
cherte Arbeitslose: Braun/Nielsen (2001). Zu einer
sehr viel kritischeren Einschätzung der Effekte der
aktiven Arbeitsmarktpolitik in Dänemark Goul
Andersen u.a. (2002), Albrekt Larsen (2002).
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net. So ist der nationalen Arbeitsbehörde
für aktive Arbeitsmarktpolitik (AMS) der
paritätisch aus Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertreterInnen zusammengesetzte
Landesarbeitsrat zugeordnet (LAR). Auf
regionaler Ebene existieren in jeder der 14
Arbeitsmarktregionen regionale Arbeits-
markträte (RAR), die für die regionale Aus-
gestaltung der Arbeitsmarktpolitik verant-
wortlich sind (Arbejdsministeriet 2001).

Die Kommunen sind für die soziale
Sicherung und Arbeitsmarktintegration
der nicht versicherten ArbeitnehmerInnen
und SozialhilfeempfängerInnen verant-
wortlich.3 Mit dem Gesetz zur aktiven
Sozialpolitik von 1998 (www.retsinfo.dk)
wurden den Kommunen verschiedene, teil-
weise neue, arbeitsmarktpolitische Instru-
mente zur Verfügung gestellt. Hier ist ins-
besondere auf neue Integrationsinstru-
mente für Flüchtlinge und Einwanderer
hinzuweisen. Diese sind den Instrumenten
für versicherte Arbeitslose weitgehend ähn-
lich, wobei den Kommunen umfangreiche-
re Sanktionsmöglichkeiten gegenüber den
Arbeitslosen zur Verfügung gestellt wur-
den. Bei Nichtteilnahme an obligatorischen
Veranstaltungen zur aktiven Arbeitsmarkt-

Bezug von Arbeitslosengeld ist eine Min-
destbeschäftigungsdauer von 1.924 Ar-
beitsstunden, verteilt auf eine Periode von
maximal drei Jahren. Dies entspricht dem
Arbeitsvolumen einer Vollzeitbeschäfti-
gung über die Periode von einem Jahr (Ar-
bejdsministeriet 2001).

Der internationale Vergleich der Höhe
der Einkommensersatzleistungen bei Ar-
beitslosigkeit macht deutlich, dass in Dä-
nemark insbesondere für Personen aus
Niedrigeinkommensgruppen ein relativ
hoher Kompensationsgrad gilt. Arbeitslose
Personen mit einem früheren Einkommen
in Höhe von 75 % des Durchschnittsein-
kommens erhalten 80 % ihres früheren
Einkommens als Lohnersatzleistung. In
Deutschland erhalten arbeitslose Personen
in dieser Einkommensgruppe lediglich 
59 % ihres früheren Einkommens. Die
maximale Höhe des Arbeitslosengeldes ist
auf 2.940 Dkr. (der aktuelle Eurokurs
24.07.2002 www.ecb.int: 1 Euro = 7.4344
Dkr., d.h. 2.940 Dkr. = 395,5 Euro) pro Wo-
che begrenzt (1.1.2002). Diese obere Be-
zugsgrenze bedeutet, dass nur die unteren
Einkommensgruppen eine relativ hohe
Kompensation im Falle von Arbeitslosig-
keit erhalten. Für Verdiener höherer Ein-
kommen ist der Kompensationsgrad nied-
riger.

3.2 DIE ROLLENVERTEILUNG IN DER
GESTALTUNG DER ARBEITSMARKT-
POLITIK

Die dänische Arbeitsmarktpolitik ist gene-
rell durch eine starke Einflussnahme der
Sozialpartner geprägt. Dieser Einfluss er-
folgt in erster Linie durch die den staat-
lichen Arbeitsbehörden zugeordneten,
drittelparitätisch von Gewerkschaften, Ar-
beitgebervereinigung und staatlichen Ver-
tretern besetzten Gremien. Entsprechend
sind auch den 14 regionalen Arbeitsbehör-
den drittelparitätische Gremien zugeord-

Was ist das Charakteristische des däni-
schen Systems der Arbeitslosenversiche-
rung und worin bestanden die wichtigsten
Reformschritte der Arbeitsmarktpolitik in
den 90er Jahren?

3.1 DAS SYSTEM DER DÄNISCHEN
ARBEITSLOSENVERSICHERUNG

Das dänische System der Arbeitslosenver-
sicherung basiert auf freiwilliger Mitglied-
schaft. Neben Finnland, Schweden und
Belgien ist Dänemark damit eines der vier
EU-Länder mit einer freiwilligen Arbeits-
losenversicherung. Gegenwärtig wird das
Versicherungssystem von 35 unabhängigen
„Arbeitslosenkassen“ (A-kasser) verwaltet.
Diese sind entsprechend der gewerkschaft-
lichen Organisationsform teils nach Bran-
chen und Berufsgruppen, teils nach „Sta-
tus“ (z.B. un- und angelernte Frauen, Aka-
demiker, Selbständige) organisiert und von
dem System der Arbeitsverwaltung ge-
trennt. Nur Mitglieder einer dieser Arbeits-
losenkassen haben Ansprüche auf Leistun-
gen bei Arbeitslosigkeit, Teilvorruhestand
und Frührente. Obwohl die Arbeitslosen-
kassen von den Gewerkschaften verwaltet
werden, ist die Mitgliedschaft in einer Ge-
werkschaft für den Bezug von Arbeits-
losengeld nicht erforderlich. Mitglied kön-
nen alle Personen zwischen 18 und 63 Jah-
ren werden, die eine Beschäftigung oder
mindestens eine 18-monatige Ausbildung
absolviert haben. Auch Selbständige wer-
den aufgenommen, 2 der 35 Arbeitslosen-
kassen richten sich an Selbständige.2 Ge-
genwärtig sind ca. 80 % der Erwerbstätigen
Mitglieder in einer Arbeitslosenkasse. Im
Unterschied zur deutschen Arbeitslosen-
versicherung ist die Beitragshöhe einkom-
mensunabhängig, jedoch nach dem Er-
werbsstatus gestaffelt. So sind die Beiträge
für Arbeitslose oder Teilzeitbeschäftigte
niedriger als für Vollzeitbeschäftigte. Das
System zur Sicherung gegen Arbeitslosig-
keit ist formell als Versicherung mit Beiträ-
gen von ArbeitnehmerInnen konzipiert,
wobei der Staat jedoch den größten Teil
finanziert.

Die Möglichkeit zur Einbeziehung der
versicherten ArbeitnehmerInnen in das Ar-
beitslosenversicherungssystem besteht in
Dänemark von der ersten Arbeitsstunde
an. Hierbei bestehen jedoch gewisse Ein-
schränkungen, beispielsweise in Verbin-
dung mit Mindestbeitragszeiten für die
Anspruchsberechtigung von Leistungen
bei Arbeitslosigkeit. Erforderlich für den

2 Als Selbständiger ist man in der Regel nur bei Er-
werbsstilllegung zum Bezug von Arbeitslosengeld
berechtigt. Zu detaillierten Regeln: (http://www.
ase.dk/ydelser/ydelser_dagpenge.asp)

3 Die Sicherungsleistungen für Sozialhilfeempfän-
gerInnen betragen ca. 7.000 Dkr. (= 939 Euro)
monatlich, wobei es gesonderte Mietzuschüsse
und andere Leistungen gibt (vgl. Vejledning om
Lov om aktiv Socialpolitik, 2001, § 25). An-
spruchsberechtigt sind alle Personen, die folgende
drei Bedingungen erfüllen: (1) Veränderungen der
Lebenssituation bspw. durch Krankheit, Schei-
dung, Arbeitslosigkeit. (2) Die Veränderungen ver-
hindern die Möglichkeit zur Selbstversorgung. (3)
Die Versorgung kann nicht durch andere Leistun-
gen sichergestellt werden (vgl. Vejledning om Lov
om aktiv Socialpolitik, 2001, § 11 ff.).

Tabelle 2: Höhe der Leistungen bei Arbeitslosigkeit in Abhängigkeit
des früheren Einkommens (in % des früheren Einkommens, 1998)
Früheres Einkommen Dänemark Deutschland Schweden Niederlande
Großbritannien
als % des
Durchschnittseinkommens

75 80 59 80 71 26

100 63 58 70 71 20

150 46 58 52 68,5 14

175 41 55 46 60 12

200 37 49 41 54 10

Quelle: Hansen (2000), S. 33., Tabelle 2.4
Hans Böckler
Stiftung
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politik sind beispielsweise Kürzungen der
Sozialhilfe um bis zu 20 % vorgesehen 
(Vejledning om Lov om aktiv Socialpolitik
2000). Der weitaus größte Teil der dem Ar-
beitsmarkt zur Verfügung stehenden Ar-
beitslosen befindet sich im Arbeitslosen-
versicherungssystem. Im Jahr 1999 zählten
128.000 Personen zu den versicherten Ar-
beitslosen, 30.000 Arbeitslose befanden
sich im Sozialhilfesystem (Danmark Statis-
tik 2000).

3.3 AKTIVERE ARBEITSMARKT-
POLITIK SEIT 1993

Im Jahr 1993 kam es in Dänemark mit dem
Regierungswechsel von einer bürgerlichen
hin zu einer sozialdemokratischen Regie-
rung zu einschneidenden Reformmaßnah-
men und einem Paradigmenwechsel, so-
wohl im Bereich der Arbeitsmarktpolitik
als auch später im Bereich der Sozialpoli-
tik.4 Seit 1993 hat sich die Grundausrich-
tung der dänischen Arbeitsmarktpolitik
verändert. Stand vor dieser Richtungsän-
derung die „passive“ Unterhaltszahlung an
die Arbeitslosen und der Rückzug vom Ar-
beitsmarkt im Vordergrund, so legt der
neue Ansatz ein sehr viel größeres Gewicht
auf den „aktiven“ Arbeitsmarkteinsatz.5

Die dänische Sozialdemokratie hat über ei-
nen längeren Zeitraum die passive Aus-
richtung der Arbeitsmarktpolitik gestützt.
Erst zu Beginn der 90er Jahre kam es zu ei-
nem Paradigmenwechsel, der im Folgen-

den zu einer Flexibilisierung des Arbeits-
marktes beitrug. Als Hauptanker der so-
zialdemokratischen Arbeitsmarktpolitik
wurde ein relativ hohes Einkommens-
niveau erhalten. Hier zeigt sich die Traditi-
on der sozialdemokratischen, auf Gleich-
heit ausgerichteten Einkommens- und Ar-
beitsmarktpolitik. Eine Reduzierung der
Arbeitslosigkeit sollte weder durch eine
Senkung der Leistungen für Arbeitslose,
noch durch eine Senkung der Mindestlöh-
ne herbeigeführt werden. Grundsätzlich
kam es jedoch zu einer Umorientierung der
dänischen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
zugunsten eines sehr viel größeren Ge-
wichts auf der individuellen Verantwor-
tung der einzelnen Person und einer Beto-
nung von Pflichten (Übersicht 1).

Die dänische Arbeitsmarktreform von
1993 muss als ein umfassendes, zusam-
menhängendes Reformpaket mit einem
langfristigen Effekt auf den Arbeitsmarkt
gesehen werden. Der generelle Trend be-
steht in einem mehr zielgerichteten Ein-
satz, sowohl mit Rücksicht auf den einzel-
nen Arbeitslosen, als auch mit Rücksicht
auf die generelle Arbeitsmarktsituation.
Der Erfolg soll unter anderem durch den
Einsatz individueller Handlungspläne und
durch eine Dezentralisierung der Arbeits-
marktpolitik gesichert werden.

Jeder Arbeitslose hat einen Anspruch
auf die Erstellung eines individuellen
Handlungsplanes, der verschiedene Mög-
lichkeiten zum Weg aus der Arbeitslosigkeit

unter Einbeziehung der individuellen
Kompetenzen und Motivation aufzeigen
soll. Der individuelle Handlungsplan ist ein
Grundelement in der aktiven dänischen
Arbeitsmarktpolitik. Er wird von den re-
gionalen Arbeitsverwaltungen oder kom-
munalen Arbeitsbehörden in Zusammen-
arbeit mit der arbeitslosen Person gemein-
sam schriftlich erstellt und unterzeichnet.

Um Facharbeitermangel in einzelnen
Branchen vorzubeugen, wurde der präven-
tive Einsatz u. a. in Form von Jobrotations-
verläufen verstärkt. Für besondere Ziel-
gruppen, wie beispielsweise Flüchtlinge
und Einwanderer sowie Personen mit her-
abgesetzten Arbeitsfähigkeiten, wurde der
Einsatz ebenfalls erweitert. So wurden bei-
spielsweise „Flexjobs“ und „Schonarbeits-
plätze“6 eingeführt.

Neben der Ausweitung der Angebote
an Arbeitslose, die eine Ausweitung der
Rechte des Einzelnen darstellen, wurden
gleichzeitig auch die Sanktionen gegenüber
Arbeitslosen, beispielsweise bei Ablehnung
eines Aktivierungsangebotes oder von Job-
angeboten, verschärft. Die Rechte der Bür-
gerInnen waren bislang in der dänischen
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik von den
Pflichten klar getrennt. Durch die Ein-
führung der Pflichtaktivierung wurde die-
ses Prinzip grundlegend geändert, Rechte
zum Bezug von staatlichen Leistungen sol-
len weitgehend durch Pflichten widerge-
spiegelt werden. Die Verschärfung der Ver-
fügbarkeitsregeln für Arbeitslose, sowohl
fachlich als auch geografisch, sowie die
starke Verkürzung der Anspruchsperiode
für Arbeitslosengeld bei gleichzeitiger Teil-
nahmepflicht an arbeitsmarktpolitischen

4 Die Analyse dieses arbeitsmarktpolitischen Para-
digmenwechsels in Dänemark im Vergleich zur in-
krementellen Entwicklung im Bereich der Arbeits-
marktpolitik in Deutschland ist Thema meines
Ph.D. – Projektes. Siehe hierzu: www.ps.au.dk/
thorsten. 

5 Auch wenn sich die Abgrenzung zwischen aktiver
und passiver Arbeitsmarktpolitik nicht völlig klar
treffen lässt, wird hier an dieser Grobeinteilung
festgehalten. Unter aktiven Maßnahmen werden
Instrumente und Methoden verstanden, die als
Hauptziel die Integration in den Arbeitsmarkt ha-
ben, passive Maßnahmen dienen hauptsächlich
dem Rückzug aus dem Arbeitsmarkt. Siehe hierzu:
Goul Andersen u.a. (2002)

6 Hierbei handelt es sich um gesondert geförderte
Arbeitsplätze für Personen, die den Anforderun-
gen eines „normalen Arbeitsplatzes“ aufgrund
von Behinderung oder anderen Ursachen nicht ge-
wachsen sind.

Übersicht 1: Die wichtigsten Reformen der dänischen
Arbeitsmarktpolitik (1993–2002)
1993: Arbeitsmarktreform
– Abschaffung der Wiedererlangung des Anspruches auf Arbeitslosengeld durch Teilnahme an

Beschäftigungsprojekten.
– Zeitlich vorgerückte Aktivierung für Problemgruppen.
– Individuelle Handlungspläne für Arbeitslose.
– Dezentralisierung des Arbeitsmarkteinsatzes.
– Einführung von drei Urlaubsregelungen: Erziehungs-, Ausbildungs- und Sabbaturlaub.

1995 – 2001: Haushaltspläne und Gesetzreformen
– Schrittweise Einführung der Recht- und Pflichtaktivierung nach 4-jähriger Arbeitslosigkeit (1995),

später bereits nach 2-jähriger Arbeitslosigkeit (1996).
– Stärkung des Einsatzes für jugendliche Arbeitslose, Recht- und Pflichtausbildung nach 6-monatiger

Arbeitslosigkeit.
– Verpflichtung zur Annahme einer vermittelten Stelle auch im Laufe einer Ausbildung (1997).
– Verpflichtung, nach 6-monatiger Arbeitslosigkeit eine Stelle außerhalb der eigenen Qualifikation

anzunehmen (1998).
– Erweiterung des geographischen Gebietes, innerhalb dessen eine Pflicht zur Annahme einer

Arbeitsstelle besteht (1998).
– Gesetz zur Integration von Einwanderern und Flüchtlingen (1999).
– Einführung der Recht- und Pflichtaktivierung nach 1-jähriger Arbeitslosigkeit (2001).

2002: Neuer Schritt der Arbeitsmarktreform
– Weitere Zielausrichtung der einzelnen Maßnahmen in enger Abstimmung mit dem individuellen

Bedarf ist geplant.

Quelle: Arbejdsministeriet 2001 und eigene Angaben 
Hans Böckler
Stiftung
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Maßnahmen spiegeln diese Entwicklung
deutlich wider.

Insgesamt gesehen kam es zu einem
Wechsel von einem starren, regelgesteuer-
ten Einsatz mit „typischen“ Einsätzen zu
festgelegten Zeitpunkten zu einem sehr viel
flexibleren System mit Schwerpunkt auf
Individualisierung und einer mehr zielge-
richteten Aktivierung. Ausgangspunkte für
den Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instru-
mente sollen nach den durchgeführten Re-
formen die Wünsche und Voraussetzungen
des einzelnen Arbeitslosen auf der einen
Seite und die Erfordernisse des Arbeits-
marktes auf der anderen Seite sein (Mad-
sen 2002; Braun 2001; Torfing 1999, Cox
2001).

Die aktive Arbeitsmarktpolitik soll auf
diese Weise nach Möglichkeit gleichzeitig
zwei Hauptziele verfolgen:

– Die Arbeitgeber sollen die Möglichkeit
bekommen, ausgebildete Arbeitskräfte ein-
zustellen.
– Für Arbeitslose soll die Möglichkeit be-
stehen, sich wieder in den Arbeitsmarkt zu
integrieren.

3.4 PASSIVE MAßNAHMEN

Als wichtigste Maßnahmen im Bereich der
passiven Arbeitsmarktpolitik seien hier die
schrittweise Verkürzung der Bezugsperiode
von Arbeitslosengeld in der sogenannten
„dagpengeperiode“7 und die Einführung
des Erziehungsjahres und des Sabbaticals8

genannt.9 War es vor 1993 möglich, über
einen Zeitraum von bis zu 9 Jahren „passiv“
Arbeitslosengeld zu beziehen, so wurde mit
dem Reformschritt von 1999 die Länge die-
ser „passiven“ Bezugsperiode (dagpenge-
periode) auf ein Jahr verkürzt. Drei weite-
re Jahre besteht der Anspruch auf Leistun-
gen, allerdings nur bei aktiver Teilnahme an
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen (ak-
tivperiode). Nach einem Jahr Arbeitslosig-
keit besteht also für die versicherten Ar-
beitslosen das Recht und die Pflicht, an ei-
ner Aktivierungsmaßnahme teilzuneh-
men.

Die „passiven“ Urlaubsregelungen, der
einjährige Erziehungsurlaub und das Sab-
batical, waren kurz nach ihrer Einführung
1993 zu einem sehr beliebten Instrument
geworden. Diese Regelungen haben zur
Absenkung der Arbeitslosenquoten kurz
nach der Einleitung der ersten Reform-
schritte 1993 beigetragen. Seit 1995 sind 
die TeilnehmerInnenzahlen an diesen Ur-

laubsregelungen jedoch kontinuierlich ge-
sunken, das Sabbatical wurde im Jahre
1998 schließlich ganz abgeschafft.

3.5 AKTIVE MAßNAHMEN

Die Einführung des einjährigen Bildungs-
urlaubes erleichterte die Anwendung des
mittlerweile auch in Deutschland einge-
führten Instrumentes „Job Rotation“. Der
direkte arbeitsmarktpolitische Effekt der
„Job Rotation“ in Dänemark ist momen-
tan, in einer Situation der annähernden
Vollbeschäftigung, jedoch relativ gering.10

Die Betriebe geben MitarbeiterInnen nicht
gerne für Weiterbildungsmaßnahmen frei,
der Arbeitsmarkt bietet auch kaum noch
geeignete StellvertreterInnen. Längerfristig
bietet dieses Instrument jedoch interessan-
te Perspektiven zur Qualifizierung der Be-
legschaft bei gleichzeitiger Arbeitsmarkt-
integration von Arbeitslosen.

Sowohl Beschäftigte als auch arbeits-
lose Personen haben einen Rechtsanspruch
auf Bildungsurlaub für eine Periode von 1
bis 52 Wochen. Für arbeitslose Personen
wurde 1996 eingeführt, dass sie während
der Zeit des Bildungsurlaubs ebenfalls An-
spruch auf die volle Höhe des Arbeits-
losengeldes haben. Für Beschäftigte setzt

die Bewilligung des Bildungsurlaubs die
Einwilligung des Arbeitgebers voraus
(Haahr/Ørsted/Jensen 1996, S. 61).

7 Die Arbeitslosigkeitsperiode ist in eine Periode des
passiven Bezugs von Arbeitslosengeld (dagpenge-
periode) und eine „aktivperiode“ aufgeteilt. Die
Höhe der Arbeitslosenunterstützung ist in beiden
Perioden identisch. In der letzteren Periode be-
steht ein Recht auf und die Pflicht zur Teilnahme
an beschäftigungspolitischen Maßnahmen.

8 Diese Verordnung wurde für Personen über 25
Jahren eingeführt, die Anspruch auf Arbeitslosen-
geld hatten. Für diese Personen war es möglich,
eine Periode zwischen 13 und 52 Wochen „Sab-
baturlaub” bei Bezug von 80 % des maximalen
Arbeitslosengeldes zu nehmen. Abgesehen von
der Bestimmung, dass die Arbeitgeber verpflichtet
waren, für die Zeit des „Sabbaturlaubs” einen ar-
beitslosen Stellvertreter einzustellen, wurden kei-
ne weiteren Bedingungen zum Verlauf des Urlaubs
gestellt. 1997 wurde die Versorgungsgrundlage
auf 60 % des maximalen Arbeitslosengeldes re-
duziert, 1998 wurde die Regelung schließlich ganz
abgeschafft (Haahr/ Ørsted/Jensen 1996, S. 54).

9 Die beiden Regelungen Erziehungsurlaub und
Sabbatical werden hier den passiven arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen zugeordnet, da der „pas-
sive“ Rückzug vom Arbeitsmarkt im Vordergrund
steht im Gegensatz bspw. zu gezielten Qualifizie-
rungsmaßnahmen wie dem Bildungsurlaub. 

10 Die TeilnehmerInnenzahlen an Jobrotationsmaß-
nahmen in Dänemark wurden für die Jahre 1999–
2000 auf 96 geschätzt. Kvist (2002), Tabelle 3.5,
S. 44.
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Als weitere aktive Instrumente sind die
stark gestiegene Bedeutung des aktiven
Einsatzes der Arbeitslosen selbst zur Bei-
behaltung ihres Anspruches auf Arbeitslo-
sengeld, sowie spezielle Programme zur
Förderung von arbeitslosen Jugendlichen
zu nennen. Seit 1996 besteht für arbeits-
lose Jugendliche bereits nach 6-monatiger
Arbeitslosigkeit das Recht und die Pflicht,
an einer 18-monatigen Beschäftigungs-
maßnahme teilzunehmen.

Die Entwicklung der TeilnehmerIn-
nenzahlen an aktiven arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen (nach OECD Abgren-
zung: labour market training) in den 90er
Jahren zeigt für Dänemark einen eindeuti-
gen Trend hin zu einer aktiveren Ausgestal-
tung der Arbeitsmarktpolitik. Von 1993 an
kommt es zu einem kontinuierlichen An-
stieg der TeilnehmerInnenzahlen an Maß-
nahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik,
der 1998 einen vorläufigen Höhepunkt er-
reicht (Abbildung 5). Insbesondere im Ver-
gleich mit der deutschen Entwicklung der
TeilnehmerInnenzahlen wird die aktive
Ausrichtung der dänischen Arbeitsmarkt-
politik in den 90er Jahren deutlich.

4
Fazit

Auch wenn es keinen eindeutigen opera-
tionalisierten Zusammenhang zwischen
den durchgeführten dänischen Arbeits-
marktreformen seit 1993, der Arbeits-
marktflexibilität, des relativ generösen dä-
nischen Wohlfahrtsstaates und der positi-
ven Entwicklung der Arbeitslosigkeit gibt,
so ist doch begründbar zu vermuten, dass
das Zusammenspiel dieser drei Faktoren
den Abbau der Arbeitslosigkeit zumindest
aktiv unterstützt hat. Die Übergänge zwi-
schen Erwerbsarbeit, Arbeitslosigkeit, Fa-
milien- und Bildungsperioden sind insti-
tutionell erleichtert worden, was weitge-
hend dem Leitbild der Übergangsarbeits-
märkte entspricht (Schmid/Gazier 2002).
Das dänische „Flexicurity-Modell“ bietet
demnach interessante Lernmöglichkeiten
für andere Länder zum Abbau persistenter
Arbeitslosigkeit.

Selbst wenn vor der einfachen Übertra-
gung einzelner arbeitsmarktpolitischer In-

strumente im Sinne von „Benchmarking“
gewarnt werden muss,11 soll als Beitrag zur
deutschen Reformdebatte auf die Beto-
nung der Rechte der dänischen Arbeitslo-
sen, und damit der Erleichterung des Über-
gangs von der Arbeitslosigkeit hin zu qua-
lifizierenden Maßnahmen hingewiesen
werden. Nach einem Jahr Arbeitslosigkeit
hat man das Recht, an verschiedenen indi-
viduellen und zielgerichteten Maßnahmen
der aktiven Arbeitsmarktpolitik teilzuneh-
men. Ein früher aktiver Einsatz für Ar-
beitslose könnte auch für Deutschland ein
wichtiger Beitrag zur Reform des Arbeits-
marktes sein. Ein zum angelsächsischen
Rezept zum Abbau der Arbeitslosigkeit
alternativer Weg scheint möglich. Das aus-
gewogene Zusammenspiel der oben dar-
gestellten Faktoren Flexibilität und soziale
Sicherheit ist entscheidend.

11 Siehe hierzu auch zu „naiven policy borrowing“:
Cox/Schmid 1999.
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